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Allgemeine Auftragsbedingungen für Mandanten 
von Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Haslinger 

1 Anwendungsbereich 

11 Die vorliegenden Auftragsbedingungen gelten für sämtliche Tätigkeiten und gerichtliche/be-
hördliche wie außergerichtliche Vertretungshandlungen, die im Zuge eines zwischen dem oa. Rechts-
anwalt (im folgenden vereinfachend „RA“ bzw. „Rechtsanwalt“) und dem Mandanten bestehenden Ver-
tragsverhältnisses (im folgenden auch „MD“ bzw. „Mandat“) vorgenommen werden. 

12 Die Auftragsbedingungen gelten auch für neue Mandate, sofern nichts anderes ausdrücklich 
vereinbart wird. 

2 Auftrag und Vollmacht 

21 Der Rechtsanwalt ist berechtigt und verpflichtet, den Mandanten in jenem Maß zu vertreten, als 
dies zur Erfüllung des Mandats notwendig und zweckdienlich ist. Ändert sich die Rechtslage nach dem 
Ende des Mandats, so ist der Rechtsanwalt nicht verpflichtet, den Mandanten auf Änderungen oder sich 
daraus ergebende Folgen hinzuweisen. 

22 Der Mandant hat gegenüber dem Rechtsanwalt auf Verlangen eine schriftliche Vollmacht zu 
unterfertigen. Diese Vollmacht kann auf die Vornahme einzelner, genau bestimmter oder sämtlicher 
möglicher Rechtsgeschäfte bzw Rechtshandlungen gerichtet sein. 

3 Grundsätze der Vertretung 

31 Der Rechtsanwalt hat die ihm anvertraute Vertretung gemäß dem Gesetz zu führen und die 
Rechte und Interessen des Mandanten gegenüber jedermann mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit 
zu vertreten. 

32 Der Rechtsanwalt ist grundsätzlich berechtigt, seine Leistungen nach eigenem Ermessen vor-
zunehmen und alle Schritte zu ergreifen, insbesondere Angriffs- und Verteidigungsmittel in jeder Weise 
zu gebrauchen, solange dies dem Auftrag des Mandanten, seinem Gewissen oder dem Gesetz nicht 
widerspricht. 

33 Erteilt der Mandant dem Rechtsanwalt eine Weisung, deren Befolgung mit auf Gesetz oder 
sonstigem Standesrecht für Rechtsanwälte Grundsätzen ordnungsgemäßer Berufsausübung des 
Rechtsanwaltes unvereinbar ist bzw. Weisungen, die aus Sicht des Rechtsanwaltes für den Mandanten 
unzweckmäßig oder sogar nachteilig sind, hat der Rechtsanwalt nicht zu befolgen bzw wird letzteren-
falls, der Rechtsanwalt auf die möglicherweise nachteiligen Folgen hinweisen. 

34 Bei Gefahr im Verzug ist der Rechtsanwalt berechtigt, auch eine vom erteilten Auftrag nicht 
ausdrücklich gedeckte oder eine einer erteilten Weisung entgegenstehende Handlung zu setzen oder 
zu unterlassen, wenn dies im Interesse des Mandanten geboten erscheint. 

4 Informations- und Mitwirkungspflichten des Mandanten 

41 Nach Erteilung des Mandats ist der Mandant verpflichtet, dem Rechtsanwalt sämtliche Informa-
tionen und Tatsachen, die im Zusammenhang mit der Ausführung des Mandats von Bedeutung sein 
könnten, unverzüglich und wahrheitsgemäß mitzuteilen und alle erforderlichen Unterlagen und 
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Beweismittel zugänglich zu machen. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, die Richtigkeit der Informationen, 
Tatsachen, Urkunden, Unterlagen und Beweismittel anzunehmen, sofern deren Unrichtigkeit nicht of-
fenkundig ist. 

42 Während aufrechten Mandats ist der Mandant verpflichtet, dem Rechtsanwalt alle geänderten 
oder neu eintretenden Umstände, die im Zusammenhang mit der Ausführung des Auftrages von Be-
deutung sein könnten, unverzüglich nach Bekanntwerden derselben mitzuteilen. 

43 Wird der Rechtsanwalt als Vertragserrichter tätig, ist der Mandant verpflichtet, dem Rechtsan-
walt sämtliche erforderlichen Informationen zu erteilen, die für die Selbstberechnung der Grunderwerb-
steuer, Eintragungsgebühr sowie Immobilienertragsteuer notwendig sind. Nimmt der Rechtsanwalt auf 
Basis der vom Mandanten erteilten Informationen die Selbstberechnungen vor, ist er von jeglicher Haf-
tung dem Mandanten gegenüber jedenfalls befreit. Der Mandant ist hingegen verpflichtet, den Rechts-
anwalt im Fall von Vermögensnachteilen, falls sich die Unrichtigkeit der Informationen des Mandanten 
herausstellen sollte, auf erste Aufforderung schad- und klaglos zu halten. 

5 Verschwiegenheitsverpflichtung, Interessenkollision 

51 Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit über alle ihm anvertrauten Angelegenheiten und die 
ihm sonst in seiner beruflichen Eigenschaft bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheim-
haltung im Interesse seines Mandanten gelegen ist. 

52 Der Rechtsanwalt ist berechtigt, sämtliche Mitarbeiter im Rahmen der geltenden Gesetze und 
Richtlinien mit der Bearbeitung von Angelegenheiten zu beauftragen, soweit diese Mitarbeiter nach-
weislich über die Verpflichtung zur Verschwiegenheit belehrt worden sind. 

53 Nur soweit dies zur Verfolgung von Ansprüchen des Rechtsanwaltes (insbesondere Ansprü-
chen auf Honorar des Rechtsanwaltes) oder zur Abwehr von Ansprüchen gegen den Rechtsanwalt (ins-
besondere Schadenersatzforderungen des Mandanten oder Dritter gegen den Rechtsanwalt) erforder-
lich ist, ist der Rechtsanwalt von der Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

54 Dem Mandanten ist bekannt, dass der Rechtsanwalt aufgrund gesetzlicher Anordnungen in 
manchen Fällen verpflichtet ist, Auskünfte oder Meldungen an Behörden zu erstatten, ohne die Zustim-
mung des Mandanten einholen zu müssen; insbesondere wird auf die Bestimmungen zur Geldwäsche- 
und Terrorismusfinanzierung hingewiesen sowie auf Bestimmungen des Steuerrechts (zB Kontenregis-
ter- und KonteneinschauGesetz, GMSG etc).  

55 Der Mandant kann den Rechtsanwalt jederzeit von der Verschwiegenheitsverpflichtung entbin-
den. Die Entbindung von der Verschwiegenheit durch seinen Mandanten verpflichtet den Rechtsanwalt 
nicht von dem Recht auf Verschwiegenheit zu verzichten, insbes. wenn die Verschwiegenheit nach 
Ansicht des Rechtsanwaltes dem Interesse seines Mandanten (weiterhin) entspricht. Berichtspflicht des 
Rechtsanwaltes 

6 Unterbevollmächtigung und Substitution 

Der Rechtsanwalt kann sich durch einen bei ihm in Verwendung stehenden Rechtsanwaltsanwärter 
oder einen anderen Rechtsanwalt oder dessen befugten Rechtsanwaltsanwärter vertreten lassen (Un-
terbevollmächtigung). Der Rechtsanwalt ist ausdrücklich berechtigt, nicht nur im Verhinderungsfalle, 
den Auftrag oder einzelne Teilhandlungen an einen anderen Rechtsanwalt weitergeben (Substitution). 

7 Honorar 

71 Wenn keine anderslautende Vereinbarung getroffen wurde, hat der Rechtsanwalt Anspruch auf 
ein angemessenes Honorar. 

72 Auch bei Vereinbarung eines Pauschal- oder Zeithonorars gebührt dem Rechtsanwalt wenigs-
tens der vom Gegner über dieses Honorar hinaus erstrittene Kostenersatzbetrag, soweit dieser ein-
bringlich gemacht werden kann, ansonsten das vereinbarte Pauschal- oder Zeithonorar. wird die Ab-
rechnung nach Stundensatz vereinbart, wird der vereinbarte Aufwand nach Stundensatz  - in Folge der 
ggf. erforderlichen Nach-Erfassung und Bearbeitung im EDV-System mit einer Verrechnungseinheit je 
angefangene 1/4h, verrechnet. 

73 Kostenersatzansprüche des Mandanten (MD) gegenüber dem Gegner werden hiermit in Höhe 
des Kostenzuspruches an RA mit ihrer Entstehung abgetreten. Der RA ist berechtigt, diese Abtretung 
dem Gegner jederzeit mitzuteilen. Die Anwendbarkeit des Notariatstarifgesetz, insbes. auch § 12 NTG, 
wird ausdrücklich vereinbart: Demgemäß haften bei Erteilung eines Auftrages durch mehrere MD diese 
solidarisch für alle daraus entstehenden Forderungen des RA für die Entrichtung des 
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Honorars; darüber hinaus haften für das Honorar alle Personen, die die Tätigkeit dem RA aufgetragen 
haben oder Teilnehmer des mit ihrem Einverständnis errichteten oder beauftragten Geschäftes gewe-
sen sind 

74 Wird dem Rechtsanwalt vom Mandanten oder dessen Sphäre ein E-Mail zur Kenntnisnahme 
zugesendet, ist der Rechtsanwalt ohne ausdrücklichen Auftrag nicht verpflichtet, diese Zusendung zu 
lesen. Liest der Rechtsanwalt das zugesendete E-Mail, steht ihm hierfür eine Honorierung gemäß aus-
drücklicher Vereinbarung für vergleichbare Leistungen oder nach RATG oder AHK zu.  

75 Zu dem, dem Rechtsanwalt gebührenden/mit ihm vereinbarten Honorar, sind die Umsatzsteuer 
im gesetzlichen Ausmaß, die erforderlichen und angemessenen Spesen (zB für Fahrtkosten, Telefon, 
Telefax, Kopien & Porti; es wird vereinbart, dass für Druck und Kopierkosten sowie für Telefax & Aus-
drucke von E-Mails, Kosten zumindest im Ausmaß wie vom BMJ in der Verordnung betreffend Kopien 
im Rahmen der Akteneinsicht) von MD zu ersetzen sind. Für Postsendungen wird das jeweilige Porto 
und bei dem Versand von E-Mails sowie für den Scan von Unterlagen, wird ein ebensolcher Betrag an 
anteiligen IT-Kosten verrechnet sowie die im Namen des Mandanten entrichteten Barauslagen (zB Ge-
richtsgebühren) hinzuzurechnen. 

76 Der Mandant nimmt zur Kenntnis, dass eine vom Rechtsanwalt vorgenommene, nicht ausdrück-
lich als bindend bezeichnete Schätzung über die Höhe des voraussichtlich anfallenden Honorars unver-
bindlich und nicht als verbindlicher Kostenvoranschlag (iSd § 5 Abs 2 KSchG) zu sehen ist, weil das 
Ausmaß der vom Anwalt zu erbringenden Leistungen ihrer Natur nach nicht verlässlich im Voraus be-
urteilt werden kann. 

77 Eine Abrechnung an die RS ist kein Einverständnis des RA, sich mit dem von der RSV geleis-
teten Honorar zufrieden zu geben. Der RA ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, das Honorar direkt an 
die RSV abzurechnen. Der RA wird eine einfache Deckungsanfrage sowie die Abrechnung mit dem 
RSV durch Übersenden der Kostennote als Serviceleistung im Rahmen der Bearbeitung des Mandats, 
sofern es (danach) zu einer konkreten Beauftragung kommt, ohne Berechnung übernehmen. Sollte MD 
nach der durch RA durchgeführten Deckungsanfrage keinen Auftrag erteilen, so hat MD das tarifmäßige 
Honorar auch für die Deckungsanfrage und sämtliche damit im Zusammenhang stehende Leistungen 
zu entrichten. Dasselbe gilt für darüberhinausgehende Tätigkeiten, insbesondere aufwendige De-
ckungsanfragen und aufwendige Korrespondenz, welche gesondert zu honorieren sind. MD erklärt sich 
einverstanden, dass für den Fall der fehlenden bzw. nicht vollständigen Kostenübernahme durch den 
RSV (zB. Selbstbehalte, Deckung nach Lokaltarif (einfacher Einheitssatz), nicht gedeckte Einzelleistun-
gen, Abrechnung nach AHK) RA das nach RATG bzw. AHK angemessene Honorar geschuldet wird. 
RA ist daher auch bei Deckungszusage durch eine RSV berechtigt wahlweise eine Abrechnung nach 
Einzelleistungen oder Einheitssatz sowie eines allfälligen Selbstbehaltes, vorzunehmen, wobei der von 
der RSV übernommene Kostenbetrag auf das MD verrechnete Honorar angerechnet wird. 

78 Der Aufwand für die Abrechnung und Erstellung der Honorarnoten wird dem Mandanten nicht 
in Rechnung gestellt. Dies gilt jedoch nicht für den Aufwand, der durch die auf Wunsch des Mandanten 
durchgeführte Übersetzung von Leistungsverzeichnissen in eine andere Sprache als Deutsch entsteht. 
Verrechnet wird, sofern keine anderslautende Vereinbarung besteht, der Aufwand für auf Verlangen 
des Mandanten verfasste Briefe an den Wirtschaftsprüfer des Mandanten, in denen zB der Stand an-
hängiger Causen, eine Risikoeinschätzung für die Rückstellungsbildung und/oder der Stand der offenen 
Honorare zum Abschlussstichtag angeführt werden. 

79 Der Rechtsanwalt ist zu jedem beliebigen Zeitpunkt, jedenfalls aber quartalsmäßig, berechtigt, 
Honorarnoten zu legen und Honorarvorschüsse zu verlangen. MD ist damit einverstanden, dass gemäß 
§ 52 RL-BA entsprechende Akontozahlungen angesprochen werden können. Es wird daher zur Fällig-
keit einvernehmlich die Einrede der mangelhaften Erfüllung in Abänderung zu den §§ 1052 bzw. 1170 
ABGB ausgeschlossen. Eine MD übermittelte Honorarnote gilt als genehmigt, wenn und soweit MD 
nicht binnen eines Monats (maßgebend ist der Eingang beim RA) ab Erhalt schriftlich widerspricht. Nach 
Ablauf dieser Frist ist RA abweichend gegenüber § 19 Abs 3 RAO nicht mehr verpflichtete, diese (be-
strittenen) Honorarbeiträge bei Gericht zu erlegen. Im Zahlungsverzugsfall werden gesetzlichen Zinsen 
und auch mit MD, die Verbraucher iSd KSCHG sind, die Bestimmungen des Zahlungsverzugsgesetzes, 
insbes. der Ersatzbetrag von € 40/Mahnung vereinbart 

710 Sofern der Mandant mit der Zahlung des gesamten oder eines Teiles des Honorars in Verzug 
gerät, hat er an den Rechtsanwalt Verzugszinsen in der gesetzlichen Höhe von 4% p.a. zu zahlen. Hat 
der Mandant den Zahlungsverzug verschuldet, so hat er dem Rechtsanwalt den darüberhinausgehen-
den tatsächlichen Schaden zu ersetzen. Darüberhinausgehende gesetzliche Ansprüche (zB § 1333 
ABGB) bleiben unberührt. 
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711 Sämtliche bei der Erfüllung des Mandats entstehenden gerichtlichen und behördlichen Kosten 
(Barauslagen) und Spesen (zB wegen zugekaufter Fremdleistungen) können – nach Ermessen des 
Rechtsanwaltes – dem Mandanten zur direkten Begleichung übermittelt werden. 

712 Bei Erteilung eines Auftrages durch mehrere Mandanten in einer Rechtssache haften diese so-
lidarisch für alle daraus entstehenden Forderungen des Rechtsanwaltes, soweit die Leistungen des 
Rechtsanwalts aus dem Mandat nicht teilbar sind und nicht eindeutig nur für einen Mandanten erbracht 
wurden. 

8 Haftung des Rechtsanwaltes 

81 Die Haftung des Rechtsanwaltes für fehlerhafte Beratung oder Vertretung ist für den Fall leicht 
fahrlässiger Schadenszufügung ausgeschlossen und in sonstigen Fällen in Höhe der in § 21a RAO idgF 
genannten Versicherungssumme, dzt € 400,000,-- (in Worten: Euro vierhunderttausend) begrenzt. 

82 Der gemäß Pkt 8.1. geltende Höchstbetrag umfasst alle gegen den Rechtsanwalt wegen feh-
lerhafter Beratung und/oder Vertretung bestehenden Ansprüche, wie insbesondere auf Schadenersatz 
und Preisminderung. Der gemäß Pkt 8.1. geltende Höchstbetrag bezieht sich auf einen Versicherungs-
fall. Bei Vorhandensein zweier oder mehrerer konkurrierender Geschädigter (Mandanten) ist der 
Höchstbetrag für jeden einzelnen Geschädigten nach dem Verhältnis der betraglichen Höhe der An-
sprüche zu kürzen. 

83 Der Rechtsanwalt haftet für mit Kenntnis des Mandanten im Rahmen der Leistungserbringung 
mit einzelnen Teilleistungen beauftragte Dritte (insbesondere externe Gutachter), die weder Dienstneh-
mer noch Gesellschafter sind, nur bei Auswahlverschulden. 

84 Der Rechtsanwalt haftet nur gegenüber seinem Mandanten, nicht gegenüber Dritten. Der Man-
dant ist verpflichtet, Dritte, die aufgrund des Zutuns des Mandanten mit den Leistungen des Rechtsan-
waltes in Berührung geraten, auf diesen Umstand ausdrücklich hinzuweisen. 

85 Der Rechtsanwalt haftet für die Kenntnis ausländischen Rechts nur bei schriftlicher Vereinba-
rung oder wenn er sich erbötig gemacht hat, ausländisches Recht zu prüfen. Unmittelbar anwendbares 
EU-Recht gilt nicht als ausländisches Recht, wohl aber das Recht der Mitgliedstaaten mit Ausnahme 
von Österreich. 

9 Rechtsschutzversicherung des Mandanten 

91 Verfügt der Mandant über eine Rechtsschutzversicherung, so hat er dies dem Rechtsanwalt 
unverzüglich bekanntzugeben und die erforderlichen Unterlagen (soweit verfügbar) vorzulegen. Der 
Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, Informationen darüber einzuholen, ob und in welchem Umfang eine 
Rechtsschutzversicherung besteht und ohne ausdrücklichen Auftrag nicht verpflichtet, um rechtsschutz-
mäßige Deckung anzusuchen. 

92 Die Bekanntgabe einer Rechtsschutzversicherung durch den Mandanten und die Erwirkung 
rechtsschutzmäßiger Deckung durch den Rechtsanwalt lässt den Honoraranspruch des Rechtsanwal-
tes gegenüber dem Mandanten unberührt und ist nicht als Einverständnis des Rechtsanwaltes anzuse-
hen, sich mit dem von der Rechtsschutzversicherung Geleisteten als Honorar zufrieden zu geben.  

93 Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, das Honorar von der Rechtsschutzversicherung direkt 
einzufordern, sondern kann das gesamte Entgelt vom Mandanten begehren. 

10 Beendigung des Mandats 

101 Das Mandat kann vom Rechtsanwalt oder vom Mandanten ohne Einhaltung einer Frist und 
ohne Angabe von Gründen jederzeit aufgelöst werden. Der Honoraranspruch des Rechtsanwaltes bleibt 
davon unberührt. 

102 Im Falle der Auflösung durch den Mandanten oder den Rechtsanwalt hat dieser für die Dauer 
von 14 Tagen den Mandanten insoweit noch zu vertreten, als dies nötig ist, um den Mandanten vor 
Rechtsnachteilen zu schützen. Diese Pflicht besteht nicht, wenn der Mandant das Mandat widerruft und 
zum Ausdruck bringt, dass er eine weitere Tätigkeit des Rechtsanwaltes nicht wünscht. 

103 Herausgabepflicht 

104 Der Rechtsanwalt hat nach Beendigung des Auftragsverhältnisses auf Verlangen dem Mandan-
ten Urkunden im Original zurückzustellen. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, Kopien dieser Urkunden auf 
Kosten des Mandanten anzufertigen und zu behalten. 
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105 Soweit der Mandant nach Ende des Mandats nochmals Schriftstücke (Kopien von Schriftstü-
cken) verlangt, die er im Rahmen der Mandatsabwicklung bereits erhalten hat, sind die Kosten vom 
Mandanten zu tragen. 

106 Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die Akten für die Dauer von fünf Jahren ab Beendigung des 
Mandats aufzubewahren und in dieser Zeit dem Mandanten bei Bedarf Zug um Zug gegen Kostenersatz 
Abschriften auszuhändigen. Sofern für die Dauer der Aufbewahrungspflicht längere gesetzliche Fristen 
gelten, sind diese einzuhalten. Der Mandant stimmt der Vernichtung der Akten (auch von Originalurkun-
den) nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht zu. 

11 Rechtswahl und außergerichtliche Streitbeilegung 

111 Die Auftragsbedingungen und das durch diese geregelte Mandatsverhältnis unterliegen öster-
reichischem Recht unter Ausschluss der Verweisungsnormen. 

12 Schlussbestimmungen 

121 Der Rechtsanwalt kann mit dem Mandanten – soweit nichts anderes vereinbart ist – in jeder ihm 
geeignet erscheinenden Weise korrespondieren, insbesondere auch über Mail mit jener Emailadresse, 
die der Mandant dem Rechtsanwalt zum Zweck der Kommunikation unter einem bekannt gibt. Schickt 
der Mandant seinerseits Emails an den Rechtsanwalt von anderen Emailadressen aus, so darf der 
Rechtsanwalt mit dem Mandanten auch über diese Emailadresse kommunizieren, wenn der Mandant 
diese Kommunikation nicht zuvor ausdrücklich ablehnt. Nach diesen Auftragsbedingungen schriftlich 
abzugebende Erklärungen können – soweit nichts anderes bestimmt ist – auch mittels Telefax oder E-
Mail abgegeben werden. 
 

122 Der Rechtsanwalt ist ohne anders lautende schriftliche Weisung des Mandanten berechtigt, den 
E-Mail-Verkehr mit dem Mandanten in nicht verschlüsselter Form abzuwickeln. Der Mandant erklärt, 
über die damit verbundenen Risken (insbesondere Zugang, Geheimhaltung, Veränderung von Nach-
richten im Zuge der Übermittlung) und über die Möglichkeit der Nutzung von TrustNetz informiert zu 
sein und in Kenntnis dieser Risken zuzustimmen, dass der E-Mail-Verkehr nicht in verschlüsselter Form 
durchgeführt wird. MD nimmt zur Kenntnis, dass durch diese Übermittlung der Daten (unberechtigte) 
Dritte Kenntnis über die übermittelten Daten erhalten können und diese Daten verändert werden kön-
nen. Dem MD ist bewusst, dass dies zur Offenlegung sensibler Daten führen kann.  

123 Der Mandant erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass der Rechtsanwalt die den 
Mandanten und/oder sein Unternehmen betreffenden personenbezogenen Daten insoweit verarbeitet, 
überlässt oder übermittelt (iSd Datenschutzgesetzes), als dies zur Erfüllung der dem Rechtsanwalt vom 
Mandanten übertragenen Aufgaben notwendig und zweckmäßig ist oder sich aus gesetzlichen oder 
standesrechtlichen Verpflichtungen des Rechtsanwaltes (zB Teilnahme am elektronischen Rechtsver-
kehr etc) ergibt. Als Anlegerkanzlei, welche regelmäßig eine Vielzahl an Klienten in sehr ähnlichen Ver-
fahren (sog Gruppeninterventionen) vertritt, ist es für eine effiziente Vertretung unerlässlich, dass Infor-
mationen aus ähnlichen, früheren Verfahren auch in späteren, gleich gelagerten verwendet werden. MD 
stimmt daher der (anonymen) Verwendung seiner Unterlagen (Urkunden, Gerichtsprotokollen, sonstige 
Unterlagen, etc.) in anonymisierter Form in anderen Verfahren zu. Ebenso ist es in manchen Verfahren 
notwendig bzw. zweckmäßig mit (anderen) Anwaltskanzleien, Wirtschaftsprüfern- und Sachverständi-
gen, zusammen zu arbeiten und die daraus gewonnen Informationen zu teilen. MD stimmt daher der 
Weitergabe seiner Unterlagen und ihn betreffender Informationen, soweit sie das Verfahren betreffen, 
in anonymisierter Form an diese Personen ausdrücklich zu. 
 
Mandanten nimmt mit seiner Auftragserteilung diese Auftragsbedingungen zustimmend zur 
Kenntnis. 
 
 


